
 

Deutscher Bundestag

 

Drucksache

 

 

 

14/

 

2994

 

14. Wahlperiode

 

22. 03. 2000

 

Gesetzentwurf
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 
(... FStrÄndG)

 

A. Zielsetzung

 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes ver-
folgt das Ziel, die Geltungsdauer von Planfeststellungsbeschlüssen für Bauvor-
haben im Bereich der Bundesfernstraßen zu verlängern (a) und eine Klarstel-
lung herbeizuführen, dass eine Unterbrechung der Durchführung des Plans die
Geltungsdauer der fernstraßenrechtlichen Planfeststellungsbeschlüsse nicht be-
rührt (b).

a) Planfeststellungsbeschlüsse für Autobahnen oder Bundesstraßen haben ge-
genwärtig eine Gültigkeitsdauer von 5 Jahren ab Eintritt der Unanfechtbar-
keit; eine Verlängerung der Geltungsdauer um höchstens 5 Jahre ist mög-
lich. Diese zeitliche Begrenzung der Wirkung der fernstraßenrechtlichen
Planfeststellungsbeschlüsse auf längstens 10 Jahre wird der gravierend ver-
änderten Finanzierungssituation und den davon abhängigen Realisierungs-
möglichkeiten im Fernstraßenbau nicht mehr gerecht. Nach einer Umfrage
bei den Bundesländern im Auftrag der Verkehrsministerkonferenz (Stand:
September 1997) erforderte die Finanzierung der laufenden Baumaßnah-
men, der baureifen Straßenbauvorhaben sowie der Projekte, für die die Ein-
leitung des Planfeststellungsverfahrens vorgesehen war, zum Stichtag
31. Dezember 1997 zusammengenommen rd. 45 Mrd. DM – bei einer da-
maligen Jahresrate von rd. 4,9 Mrd. DM für den Neubau und die Erweite-
rung von Bundesfernstraßen (Bedarfsplanmaßnahmen; vgl. Fernstraßenaus-
baugesetz i. d. F. vom 15. November 1993 – BGBl. I S. 1878). Nach den
Ankündigungen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen (BMVBW) im 3. Quartal 1999 wird allerdings die Jahresrate von
4,9 Mrd. DM in den nächsten Jahren zurückgehen. Dem Investitionspro-
gramm 1999 bis 2002 des BMVBW ist ein Rückgang der Jahresrate auf rd.
4,5 Mrd. DM (2002) zu entnehmen. Die bisher bekannt gewordenen Pläne
des BMVBW zur Belastung der Bedarfsplantitel mit einer zusätzlichen glo-
balen Minderausgabe werden zu einem nochmals verschärften Rückgang bis
auf rd. 3,8 Mrd. DM (2002) und 3,4 Mrd. DM (2003) führen. Dabei ist noch
nicht berücksichtigt, dass der Druck, die Realisierung weiterer Maßnahmen
aus dem Bedarfsplan durch Einleitung des Planfeststellungsverfahrens auf
den Weg zu bringen, auch nach dem 1. Januar 1998 unvermindert angehal-
ten hat.
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Diese Situation und die absehbaren Baumittel in den nächsten Jahren schlie-
ßen in weitem Umfang die Durchführung der im Bedarfsplan für die Bun-
desfernstraßen als vordringlich ausgewiesenen Straßenbauvorhaben aus;
und zwar selbst dann, wenn die bisher bekannt gewordenen Mittelkürzun-
gen nicht oder nur teilweise realisiert werden sollten. Von dieser Entwick-
lung sind alle Länder betroffen. Besonders gravierend wirkt sie sich wegen
der Mittelumschichtungen zu Gunsten der Verkehrsprojekte Deutsche Ein-
heit in den alten Bundesländern aus.

Wegen der mehrjährigen Vorlaufzeiten im Fernstraßenbau sind von den Län-
dern im Rahmen der Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen, lange
Zeit bevor diese Entwicklung absehbar war, Planungen für prioritäre Be-
darfsplanprojekte ausgearbeitet und Planfeststellungsverfahren durchgeführt
worden. Bei einem Planungszeitraum für komplexe Bauvorhaben von insge-
samt oft 10 Jahren und länger liegt die Planungsphase zwangsläufig viele
Jahre vor der auf die Finanzierungsmöglichkeiten abgestimmten Baudurch-
führung. Dadurch ist, wie dargelegt, in erster Linie in den alten Bundeslän-
dern ein beträchtlicher Rückstau an planfestgestellten und baureifen Bau-
vorhaben entstanden, der aller Voraussicht nach nicht mehr in Einklang mit
der gegenwärtigen Geltungsdauer der Planfeststellungsbeschlüsse abgebaut
werden kann.

Daher droht ein erheblicher Verwaltungs- und Kostenaufwand sowohl für
die in bisher nicht gekanntem Maß erforderliche Verlängerung der Geltungs-
dauer von Planfeststellungsbeschlüssen als auch für neue Planfeststellungs-
verfahren, falls Planfeststellungsbeschlüsse nach Ablauf ihrer, u. U. verlän-
gerten, Geltungsdauer außer Kraft treten. Nicht minder schwerwiegend wäre
der eintretende Schaden zu bewerten, wenn die häufig in mühsamen Ver-
handlungen und nach schwierigen Kompromissen gefundene Lösung für ein
Fernstraßenvorhaben durch Zeitablauf wieder hinfällig und sich der von al-
len Beteiligten und Betroffenen aufgebrachte Einsatz als vergeblich erwei-
sen würde.

b) In Literatur und Rechtsprechung ist nicht eindeutig geklärt, ob ein Planfest-
stellungsbeschluss, mit dessen Durchführung zwar innerhalb seiner Gel-
tungsdauer begonnen worden ist, dessen Vollziehung aber unterbrochen
wird, noch außer Kraft treten kann. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts ergibt sich aus der dem § 17 Abs. 7 FStrG zu Grunde
liegenden gesetzgeberischen Wertung, dass die Vollzugsfähigkeit eines
Planfeststellungsbeschlusses zeitlich begrenzt sein muss, wobei von diesem
Gericht die Berechnung der Geltungsfrist im Falle der Unterbrechung der
Plandurchführung bisher nicht zu entscheiden war. Die Auffassung nachins-
tanzlicher Gerichte und die in der Literatur überwiegend vertretene Ansicht,
dass ein Planfeststellungsbeschluss, mit dessen Durchführung begonnen
worden ist, grundsätzlich unbefristet gilt oder im Falle einer Unterbrechung
eine neue Geltungsfrist zu laufen beginnt, ist damit in Frage gestellt.

Die gegebene Rechtsunsicherheit sollte beseitigt werden, zumal wegen der
Knappheit der Finanzierungsmittel eine schritt- und abschnittsweise Plan-
durchführung mit zeitlichen Unterbrechungen zunehmend aktuell wird.

 

B. Lösung

 

Die primäre Geltungsdauer der fernstraßenrechtlichen Planfeststellungsbe-
schlüsse wird von 5 auf 10 Jahre verlängert. Die Möglichkeit zur Verlängerung
der Geltungsdauer (um höchstens 5 Jahre) bleibt unverändert.
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Es wird gesetzlich klargestellt, dass nach dem Beginn der Plandurchführung in-
nerhalb der Geltungsdauer eines Planfeststellungsbeschlusses dieser unbefris-
tete Geltung besitzt.

 

C. Alternativen

 

Erwogen werden könnte eine Geltungsdauer der fernstraßenrechtlichen Plan-
feststellungsbeschlüsse von 15 Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des
Beschlusses, um Entscheidungsverfahren über die Verlängerung der ersten Gel-
tungsfrist zu vermeiden. Die damit erzielbare Verwaltungsvereinfachung kon-
kurriert jedoch mit dem Gesichtspunkt, dass eine fernstraßenrechtliche Plan-
feststellung durch Veränderung der rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen
mit zunehmendem zeitlichen Abstand vom Zeitpunkt der Entscheidung stetig
zweifelhafter werden kann. Mit einer Verlängerungsentscheidung nach einer
ersten Geltungsdauer von 10 Jahren wird daher sichergestellt, dass veränderte
Gegebenheiten, insbesondere aktuelle Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege, des Städtebaus und der berührten Bürger gewürdigt werden
können.

Alternativ käme auch eine Verlängerung der ersten Geltungsdauer von 5 auf
8 Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit in Betracht. Ein diesbezüglicher Vor-
schlag lag dem zustimmenden Beschluss der Verkehrsministerkonferenz am
21./22. April 1999 zu Grunde. Die inzwischen bekanntgewordenen weiteren
Einsparauflagen für den Bundesfernstraßenhaushalt mit Auswirkungen min-
destens bis 2003 nötigen aber zu dem Schluss, dass eine Verlängerung der ers-
ten Gültigkeitsdauer um lediglich 3 Jahre den Realitäten nicht mehr gerecht
wird.

 

D. Kosten im Bereich der öffentlichen Verwaltung

 

Im Bereich der öffentlichen Verwaltung entstehen durch die Änderung des
Bundesfernstraßengesetzes keine Kosten. Hingegen wird durch die Reduzie-
rung von Entscheidungsverfahren für die Verlängerung von Planfeststellungs-
beschlüssen sowie von neuen Planfeststellungsverfahren im Falle des Außer-
krafttretens von Planfeststellungsbeschlüssen eine Verwaltungsvereinfachung
und Verringerung des Verwaltungsaufwands erreicht.

 

E. Sonstige Kosten

 

Keine
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (323) – 92200 – Bu 74/00
Berlin, den 22. März 2000

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bundesrat
in seiner 747. Sitzung am 4. Februar 2000 beschlossenen

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 
(... FStrÄndG)

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 bei-
gefügten Stellungnahme dargelegt.

 

Gerhard Schröder
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 
(... FStrÄndG)

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

 

Artikel 1

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes

 

Das Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. April 1994 (BGBl. I S. 854), geän-
dert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Bundesfern-
straßengesetzes vom 18. Juni 1997 (BGBl. I S. 1452), wird
wie folgt geändert:

§ 17 Abs. 7 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von
zehn Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen,
so tritt er außer Kraft. Die Frist nach Satz 1 kann von der
Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlän-
gert werden, wenn der Antrag des Trägers der Straßenbau-
last vor Fristablauf bei der Planfeststellungsbehörde einge-
gangen ist; die Verlängerung ist auch nach Fristablauf
zulässig. Als Beginn der Durchführung des Plans gilt jede
erstmals nach außen erkennbare Tätigkeit zur planmäßigen

Verwirklichung des Vorhabens; eine spätere Unterbrechung
der Verwirklichung des Vorhabens berührt den Beginn der
Durchführung nicht.“

 

Artikel 2

Übergangsregelung

 

§ 17 Abs. 7 Satz 1 und 2 des Bundesfernstraßengesetzes
in der Fassung dieses Gesetzes gilt auch für Planfeststel-
lungsbeschlüsse, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
erlassen worden und noch nicht außer Kraft getreten oder
verlängert worden sind. § 17 Abs. 7 Satz 3 des Bundesfern-
straßengesetzes in der Fassung dieses Gesetzes gilt auch für
Planfeststellungsbeschlüsse, die vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes erlassen worden sind.

 

Artikel 3

Inkrafttreten

 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

 

Anlage 1
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Begründung

 

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

 

1. Ein Planfeststellungsbeschluss für den Neubau oder die
Änderung einer Autobahn oder Bundesstraße tritt nach
§ 17 Abs. 7 Satz 1 FStrG außer Kraft, wenn mit der
Durchführung des festgestellten Plans nicht innerhalb
von 5 Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit begon-
nen worden ist, es sei denn, seine Geltungsdauer wird
vorher um höchstens 5 Jahre verlängert. Diese zeitliche
Begrenzung der Geltungsdauer von fernstraßenrechtli-
chen Planfeststellungsbeschlüssen, die durch das Zweite
Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes
vom 4. Juli 1974 (BGBl. I S. 2413) wieder eingeführt
worden ist, wird der aktuellen Situation im Bundesfern-
straßenbau nicht mehr gerecht. Die gegenwärtig und
künftig voraussichtlich verfügbaren Mittel für den Bun-
desfernstraßenbau stehen mittlerweile außer Verhältnis
zu der hohen Anzahl nicht abgearbeiteter Planfeststel-
lungsbeschlüsse, vor allem in den alten Bundesländern.
Dadurch wird die nach derzeitiger Gesetzlage fristge-
rechte Umsetzung bestandskräftiger Planfeststellungsbe-
schlüsse verhindert. Der Rückstau an mangels Finan-
zierungsmittel nicht vollziehbaren Planfeststellungen
würde künftig zum einen in verstärktem Maß die Verlän-
gerung von Planfeststellungsbeschlüssen erfordern, was
mit nicht unerheblichem Verfahrensaufwand verbunden
wäre. Zum anderen wäre zu besorgen, dass Planfeststel-
lungsbeschlüsse nach Ablauf der – evtl. verlängerten –
Geltungsfrist außer Kraft treten, so dass nicht nur die er-
brachte Verwaltungsleistung im Nachhinein größtenteils
vergeblich gewesen wäre, sondern später neue straßen-
rechtliche Zulassungsverfahren, erneut mit erheblichem
Verwaltungsaufwand, durchzuführen wären. Zu dem fi-
nanziellen Mehraufwand durch erneute Verfahren käme
der zu verzeichnende Schaden, wenn die Abstimmung
und Koordinierung der behördlichen Planung mit ande-
ren öffentlichen Planungsträgern, privaten Organisatio-
nen und Bürgern samt erzielter Kompromisse und er-
reichter Akzeptanz hinfällig würde.

Um diese Konsequenzen zu vermeiden, sollte die Gel-
tungsdauer der fernstraßenrechtlichen Planfeststellungs-
beschlüsse von 5 auf 10 Jahre verlängert werden; die
Möglichkeit der Verlängerung der Geltungsfrist um bis
zu 5 Jahren kann beibehalten werden.

2. Nach § 17 Abs. 7 Abs. 1 FStrG tritt ein straßenrechtli-
cher Planfeststellungsbeschluss dann außer Kraft, wenn
mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb seiner
Geltungsdauer begonnen worden ist. Zweifelsfragen er-
geben sich in zunehmendem Maß bei Unterbrechung der
Plandurchführung, zu denen es bei schrittweiser Plan-
umsetzung nach Maßgabe der jeweils verfügbaren Haus-
haltsmittel kommt.

Insoweit wird einerseits die Auffassung vertreten, dass
nach dem Beginn der Plandurchführung der Planfeststel-

lungsbeschluss grundsätzlich unbefristete Geltung habe
(vgl. dazu die Urteile des OVG Nordrhein-Westfalen
vom 11. Mai 1981 – 9 A 1100/80 – und vom 9. Februar
1987 – 9 A 2149/85 – sowie das Urteil des OVG Rhein-
land-Pfalz vom 2. Oktober 1984, DVBl. 1985, 408).

Dem steht andererseits die Auffassung gegenüber, dass
im Falle der Unterbrechung der Plandurchführung eine
neue Geltungsfrist von 5 Jahren (mit Verlängerungsmög-
lichkeit) zu laufen beginne (vgl. VGH Baden-Württem-
berg, Urteil vom 15. Dezember 1987, VBIBW 1988,
299). Letztere Ansicht ist vom Bundesverwaltungs-
gericht im Revisionsverfahren (vgl. Urteil vom
21. November 1989, DVBl. 1990, 424) im Falle einer
gestuften Ausbauplanung im Blick auf die gesetzgeberi-
sche Wertung in § 17 Abs. 7 (§ 18b Abs. 2 alt) FStrG als
zu weitgehend verworfen worden; im konkreten Streit-
fall war vom Gericht allerdings nicht zu entscheiden,
wie lange ein Planfeststellungsbeschluss im Falle der
Unterbrechung der Plandurchführung noch gilt.

Die gegebene Rechtsunsicherheit sollte durch eine ge-
setzliche Klarstellung dahin gehend beseitigt werden,
dass nach dem (erstmaligen) Beginn der Durchführung
des Plans dessen Geltungsdauer nicht mehr zeitlich be-
grenzt ist. Der Einsatz öffentlicher Mittel in einer ersten
Umsetzungsphase (z. B. Grunderwerb oder Baudurch-
führung in einem Bauabschnitt) dokumentiert, dass die
Realisierung des mit der Planfeststellung zugelassenen
Straßenbauvorhabens ungeachtet des weiteren Ablaufs
der Realisierung im Einzelfall zielorientiert auf den Weg
gebracht ist. Falls ein Straßenbauvorhaben, mit dessen
Durchführung begonnen worden ist, ausnahmsweise
gleichwohl später endgültig aufgegeben werden sollte,
gilt § 77 der Verwaltungsverfahrensgesetze (Aufhebung
des Planfeststellungsbeschlusses und Entscheidung über
die durchzuführenden Beseitigungs- und Vorkehrungs-
maßnahmen).

 

II. Inhalt

 

Der Gesetzentwurf ändert § 17 Abs. 7 FStrG:

– Im neuen Satz 1 wird festgelegt, dass ein fernstraßen-
rechtlicher Planfeststellungsbeschluss 10 Jahre (statt bis-
her 5 Jahre) nach seiner Unanfechtbarkeit außer Kraft
tritt, falls mit der Durchführung des Plans nicht begon-
nen wurde.

– Im neuen Satz 2 wird die Möglichkeit zur Verlängerung
der Geltungsfrist um höchstens 5 Jahre entsprechend der
bisherigen Regelung beibehalten, jedoch kann im Falle
eines Antrags auf Verlängerung vor Ablauf der 10-Jah-
res-Frist die Entscheidung über die Verlängerung der
Geltungsfrist auch noch nach Ablauf dieser Frist ausge-
sprochen werden.

– Im neu eingefügten Satz 3 wird klargestellt, dass eine
Unterbrechung der Durchführung des Plans für den ur-
sprünglichen Beginn der Plandurchführung unschädlich
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ist, so dass ein Planfeststellungsbeschluss im Falle von
Unterbrechungen bei der Verwirklichung des Plans nicht
außer Kraft tritt. In diesem Zusammenhang wird zu-
gleich der Beginn der Plandurchführung definiert.

Diese Neuregelungen sollen grundsätzlich auch für bereits
ergangene fernstraßenrechtliche Planfeststellungsbe-
schlüsse gelten, die nach bisherigem Recht noch nicht außer
Kraft getreten oder noch nicht verlängert worden sind. Dies
ist zur Zielerreichung unerlässlich.

 

III. Kosten

 

Kosten außerhalb oder innerhalb der Straßenbauverwaltun-
gen der Länder (Bundesauftragsverwaltungen) entstehen
nicht. Die Neuregelungen dienen im Gegenteil der Verwal-
tungsvereinfachung durch Verringerung des Verfahrensauf-
wands zur Verlängerung der Geltungsdauer von Planfest-
stellungsbeschlüssen oder von neuen Planfeststellungen,
wenn ein Planfeststellungsbeschluss außer Kraft tritt.

 

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Artikel 1

 

Im neuen Satz 1 des § 17 Abs. 7 FStrG wird die Geltungs-
dauer der fernstraßenrechtlichen Planfeststellungsbe-
schlüsse von 5 auf 10 Jahre erhöht. Wie bisher ist eine Ver-
längerung um höchstens 5 Jahre möglich (Satz 2).

Die Verlängerung der längstmöglichen Geltungsdauer eines
fernstraßenrechtlichen Planfeststellungsbeschlusses von 10
auf 15 Jahre ist im Blick auf die angestrebte Verwaltungs-
vereinfachung und die finanzielle Situation im Bundesfern-
straßenbau notwendig und angemessen. Sie ist auch für
betroffene Grundstückseigentümer zumutbar. Der mit ent-
eignungsrechtlicher Vorwirkung ausgestattete Planfeststel-
lungsbeschluss (vgl. § 19 Abs. 2 FStrG) verlängert zwar für
die planbetroffenen Grundstückseigentümer die Unsicher-
heiten, ob ihre Grundstücke tatsächlich in Anspruch genom-
men werden. Dieser Schwebezustand ist jedoch unvermeid-
bar. Unzumutbare Beeinträchtigungen der Betroffenen
werden durch Entschädigungsansprüche wegen Vermögens-
nachteilen oder durch Übernahmeansprüche nach § 9a
Abs. 2 FStrG ausgeglichen. Da diese Ansprüche bereits
4 Jahre nach der Verlängerungssperre, die von der Ausle-
gung der Pläne im Planfeststellungsverfahren an läuft, gel-
tend gemacht werden können, treten durch die Verlängerung
der Geltungsfrist auf 10 Jahre insoweit keine zusätzlichen
Nachteile ein, die nicht durch die genannten Entschädi-
gungsansprüche ausgeglichen werden könnten. Das Gleiche
gilt für die Eigentümer der Flächen neben der geplanten
Straße, auf denen nach § 9 Abs. 4 FStrG vom Beginn der
Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren an die
anbaurechtlichen Beschränkungen nach § 9 Abs. 1 und 2
FStrG gelten; und zwar wegen des ihnen nach § 9 Abs. 9
und 10 FStrG zustehenden Entschädigungsanspruchs.

Auch Erwägungen des verfassungsrechtlichen Eigentums-
schutzes (Artikel 14 GG) stehen der Verlängerung der Gel-
tungsdauer für Planfeststellungsbeschlüsse auf 10 Jahre mit
Verlängerungsmöglichkeit um bis zu 5 Jahren nicht entge-

gen. Die mit dem Planfeststellungsbeschluss eröffnete Ent-
eignungsmöglichkeit wird aus wichtigen Gründen, nämlich
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und zur Redu-
zierung des Planungs- und Kostenaufwands der öffentlichen
Verwaltung zeitlich verlängert. Verzögerungen bei der Um-
setzung von Planfeststellungsbeschlüssen aus fiskalischen
Gründen stellen nicht die dringende staatliche Aufgabe in
Frage, Bundesfernstraßen entsprechend dem Fernstraßen-
ausbaugesetz, das ihren Bedarf verbindlich festlegt, zu
bauen oder auszubauen.

Die vorgesehene Verdoppelung der Geltungsdauer eines
Planfeststellungsbeschlusses nach dessen Unanfechtbarkeit
ist auch nicht unverhältnismäßig. Ungeachtet der sachlichen
Notwendigkeit ist insoweit zu berücksichtigen, dass auf-
grund Maßnahmen der Planungsbeschleunigung die Unan-
fechtbarkeit eines Planfeststellungsbeschlusses neuerdings
in kürzerer Zeit eintritt. Mit dem Gesetz zur Vereinfachung
der Planungsverfahren für Verkehrswege (Planungsverein-
fachungsgesetz – PlVereinfG) vom 17. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2123) wurde das fernstraßenrechtliche Planfest-
stellungsverfahren gestrafft (Artikel 2 PlVereinfG) und das
verwaltungsgerichtliche Verfahren durch die erstinstanz-
liche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte verkürzt
(Artikel 7 PlVereinfG). Sowohl der beschleunigte Erlass des
Planfeststellungsbeschlusses als auch – in besonderem Maß
– der frühere rechtskräftige Abschluss von gerichtlichen
Verfahren, die bei größeren Bundesfernstraßenbauvorhaben
in der überwiegenden Zahl der Fälle zu verzeichnen sind,
haben die Zeitspanne von der Einleitung des Planfeststel-
lungsverfahrens bis zur Bestandskraft des Planfeststellungs-
beschlusses verkürzt. De facto bleibt der Planfeststellungs-
beschluss durch die vorgesehene Regelung im Vergleich zu
früher regelmäßig nur wenige Jahre (etwa 3 Jahre) länger
gültig.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass Bebauungspläne
nach § 9 BauGB, die nach § 17 Abs. 3 FStrG eine fernstra-
ßenrechtliche Planfeststellung ersetzen können, überhaupt
keiner gesetzlichen Befristungs- oder Außerkrafttretungsre-
gelung unterliegen. Auch wenn sonstige rechtliche Unter-
schiede bestehen, insbesondere Bebauungspläne keine ent-
eignungsrechtliche Vorwirkung entfalten, spricht dies für
die vorgesehene Rechtsänderung beim Planfeststellungsbe-
schluss.

Im neuen Satz 2 wird nunmehr die Möglichkeit eingeräumt,
die Entscheidung über die Verlängerung der Geltungsfrist
auch noch nach Ablauf der 10-Jahres-Frist zu treffen, falls
der Verlängerungsantrag vor Ablauf dieser Frist gestellt
wurde. Dieses entspricht den Bedürfnissen der Praxis und
stellt sicher, dass eine sorgfältige Prüfung des rechtzeitigen
Verlängerungsantrags ohne unnötigen Zeitdruck möglich
ist. Die Verlängerungsfrist schließt sich auch in diesem Fall
an die abgelaufene Geltungsfrist an.

Der neue Satz 3 definiert im 1. Halbsatz den Beginn der
Durchführung des Plans dahin gehend, dass dazu zwar nicht
verwaltungsinterne Vorbereitungsmaßnahmen, jedoch alle
Tätigkeiten zur Verwirklichung des festgestellten Plans, die
für Außenstehende erkennbar sind, rechnen. Insoweit ist
bereits die bisher ganz überwiegende Meinung, dass die
Durchführung des Plans nicht nur die Bauausführung, son-
dern auch vorausgehende Aktivitäten wie Grunderwerbs-
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verhandlungen, die Baufeldfreilegung oder die Vergabe von
Bauarbeiten umfasst.

Im 2. Halbsatz des neuen Satzes 3 wird klargestellt, dass für
den Beginn der Durchführung des Plans innerhalb seiner
Geltungsdauer, durch den sein Außerkrafttreten verhindert
wird, nur die erstmalige, zielorientierte Umsetzungsmaß-
nahme maßgebend ist, ungeachtet anschließender Verzöge-
rungen oder Unterbrechungen oder sonst in Zeitabständen
aufeinanderfolgender Realisierungsphasen.

 

Artikel 2

 

Durch die Übergangsregelung finden die Neuregelungen in
Artikel 1 Nr. 1 grundsätzlich auch auf Planfeststellungsbe-
schlüsse für Autobahnen und Bundesstraßen Anwendung,
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen wurden.
Für diese Planfeststellungsbeschlüsse gilt damit ebenfalls
eine Geltungsfrist von 10 Jahren nach Eintritt ihrer Unan-
fechtbarkeit mit anschließender Verlängerungsmöglichkeit
um bis zu 5 Jahre. Zudem gilt als Beginn der Plandurch-
führung, der ein Außerkrafttreten des Planfeststellungs-
beschlusses verhindert, die erste verwaltungsexterne Um-
setzungsmaßnahme ohne Rücksicht auf spätere Unter-
brechungen.

Der Neuregelung in Artikel 1 Nr. 1 kommt damit Rückwir-
kung zu. Sie tritt nicht ein, wenn der Planfeststellungsbe-
schluss nach bisherigem Recht durch Ablauf der bisherigen,
ggf. verlängerten Geltungsfrist (ohne Beginn der Plandurch-
führung i. S. des neuen § 17 Abs. 7 Satz 3) bereits außer
Kraft oder wenn eine Verlängerung der Geltungsdauer die-

ses Planfeststellungsbeschlusses über die bisherige 5-Jah-
res-Frist hinaus um höchstens 5 Jahre bereits verfügt wor-
den ist und diese Verlängerungsfrist zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes noch läuft. Weder soll durch
eine gesetzliche Regelung ein außer Kraft getretener Plan-
feststellungsbeschluss wieder wirksam werden noch soll die
behördliche Verlängerungsentscheidung modifiziert wer-
den.

Die Rückwirkung beschränkt sich damit auf Planfeststel-
lungsbeschlüsse, deren bisherige Geltungsdauer von
5 Jahren nach Bestandskraft zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes noch nicht abgelaufen war. Die Verlän-
gerung der noch laufenden bisherigen 5-jährigen Geltungs-
frist stellt eine unechte Rückwirkung im Sinne der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes dar. Sie ist
wegen des besonderen öffentlichen Interesses an einem, vor
allem von den Finanzierungsmöglichkeiten abhängigen,
zeitlichen Spielraum beim Beginn der Verwirklichung be-
standskräftig zugelassener Straßenbauprojekte gerechtfer-
tigt.

Daneben erfolgt rückwirkend eine Klarstellung, dass frü-
here Planfeststellungsbeschlüsse, mit deren Durchführung
in einem ersten Umsetzungsschritt schon vor dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes begonnen wurde, trotz
späterer Unterbrechung der Planverwirklichung vor oder
nach diesem Zeitpunkt nicht außer Kraft getreten sind.

 

Artikel 3

 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.



 

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 9 –

 

Drucksache

 

 14/

 

2994

 

Anlage 2

 

Stellungnahme der Bundesregierung

 

Zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Fernstraßengesetzes (FStrG) nimmt
die Bundesregierung nach Artikel 76 Abs. 3 Satz 2 Grund-
gesetz wie folgt Stellung:

Zentraler Punkt des Gesetzentwurfs ist die Verlängerung der
Gültigkeit von Planfeststellungsbeschlüssen. Die bisherige
Regelung in § 17 Abs. 7 FStrG sieht vor, dass Planfeststel-
lungsbeschlüsse nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren
nach Bestandskraft außer Kraft treten. Diese Frist kann um
weitere fünf Jahre auf Antrag von der Planfeststellungsbe-
hörde bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen und Be-
achtung von Verfahrensregelungen verlängert werden.

Aufgrund begrenzter Haushaltsmittel sieht der Bundesrat
das Risiko, dass mit erheblichem Planungsaufwand zu-
stande gekommene bestandskräftige Planfeststellungsbe-
schlüsse nach Ablauf von fünf Jahren außer Kraft treten,
ohne dass es zur Verwirklichung der Planung kommt.

Zwar sieht das Bundesfernstraßengesetz bereits heute die
Möglichkeit der Verlängerung um weitere fünf Jahre nach

Antrag bei der Planfeststellungsbehörde vor. Das entspre-
chende Verfahren ist jedoch mit einem erheblichen Pla-
nungs- und Verwaltungsaufwand verbunden, da die Regeln
über das Planfeststellungsverfahren für diesen Antrag ent-
sprechend anzuwenden sind.

Eine Verlängerung der Geltungsdauer von Planfeststel-
lungsbeschlüssen wäre geeignet, hier Abhilfe zu schaffen.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren werden offene
Rechtsfragen, die sich aus einer Verlängerung der Planfest-
stellungsbeschlüsse ergeben könnten, insbesondere die Ver-
einbarkeit mit Artikel 14 Grundgesetz sowie die Frage der
Zulässigkeit der Verlängerung der Frist nach Ablauf der in
§ 17 Abs. 7 Satz 1 genannten Frist, eingehend zu prüfen
sein.

Die Sach- und Rechtslage stellt sich bei den Verkehrsträ-
gern Eisenbahn und Wasserstraße vergleichbar dar. Gegebe-
nenfalls wird zu erwägen sein, die hierfür maßgeblichen
rechtlichen Regelungen entsprechend anzupassen.
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